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Der VKU bedankt sich für die Möglichkeit, zu dem Referentenentwurf des Bundesministe-

riums für Umwelt, Naturschutz, nukleare Sicherheit und Verbraucherschutz zum Dritten 

Gesetzes zur Änderung des Wasserhaushaltsgesetzes (WHG-E-E) vom 28.02.2022 Stellung 

zu nehmen. 

Bedeutung des Vorhabens für kommunale Unternehmen 

Nicht nur in den südlichen Ländern Europas, sondern auch in einigen Regionen Deutsch-

lands ist in den letzten Jahren der Druck auf die Wasserressourcen in den heißen Som-

mermonaten gestiegen. Um dieser Entwicklung gerade in der Landwirtschaft entgegen-

zuwirken, hat die EU in 2020 die Verordnung über Mindestanforderungen an die Wasser-

wiederverwendung (Verordnung (EU) 2020/741) verabschiedet. Nach einer zweijährigen 

Frist gilt die EU-Verordnung zur Abwasserwiederverwendung seit Juni 2023 in den Mit-

gliedstaaten und somit auch in Deutschland unmittelbar.  

 

Die Schaffung eines konkreten Regelungsvorschlags erfolgt nunmehr durch die Ergänzung 

des Wasserhaushaltsgesetzes. Abwasserwiederverwendung ist auch in Deutschland mit 

Blick auf die Auswirkungen des Klimawandels ein wichtiges Thema. Die zu schaffenden 

nationalen Regelungen müssen diese grundsätzlich unbürokratisch ermöglichen, dabei 

aber auch den Schutz der Trinkwasserressourcen gewährleisten. Mit seinem Positionspa-

pier hat sich der VKU bereits frühzeitig für die Interessen der kommunalen Wasserwirt-

schaft in die Diskussion eingebracht. 

 

Positionen des VKU in Kürze 

Die Kernpositionen der VKU-Stellungnahme sind:  

 

 Im Sinne des Schutzes der Trinkwasserressourcen fordert der VKU, neben den 

Schutzzonen I und II auch die Schutzzone III der Wasserschutzgebiete vom An-

wendungsbereich der Abwasserwiederverwendung grundsätzlich auszuneh-

men. Für Trinkwassergewinnungen ohne Schutzgebiet ist ebenfalls eine entspre-

chende Regelung zu treffen. Darüber hinaus sollten Vorranggebiete für die zu-

künftige Trinkwassergewinnung vom Anwendungsbereich ausgeschlossen oder 

einer Prüfung möglicher Auswirkungen auf das Grundwasser und eine Trinkwas-

sergewinnung unterzogen werden. 

 Aus Sicht des VKU bedarf es einer klaren Abgrenzung der Wasseraufbereitung 

zur Abwasserwiederverwendung von der kommunalen Abwasserbeseitigung 

sowohl technisch als auch bilanziell. Denn die Kosten für die Abwasserwiederver-

wendung können nicht über Gebühren auf die Bürger umgelegt werden, sondern 

müssen durch den Endutzer des wiederverwendeten Wassers bezahlt werden. 

https://www.vku.de/vku-positionen/kommunale-wasserwirtschaft/zur-umsetzung-der-eu-verordnung-zur-abwasserwiederverwendung-in-nationales-recht/
https://www.vku.de/vku-positionen/kommunale-wasserwirtschaft/zur-umsetzung-der-eu-verordnung-zur-abwasserwiederverwendung-in-nationales-recht/
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Der § 54 Absatz 2 Satz 3 WHG-E schafft hierfür grundsätzlich die erforderliche Re-

gelung. Es bedarf jedoch einer weiteren Klarstellung insbesondere vor dem Hin-

tergrund der Gebührenerhebung. Wegen der unterschiedlichen Kostenzuord-

nung sollte jedoch noch klarer geregelt werden, welche Anforderungen an die 

Wasseraufbereitung, Speicherung, Verteilung und Wiederverwendung gestellt 

und wie diese von den Anforderungen an die Abwasserbeseitigung getrennt wer-

den. Bestenfalls sollte ein „Übergabepunkt“ definiert werden, an dem die Abwas-

sereigenschaft im Vorgang der Wasseraufbereitung und damit auch die Zustän-

digkeit des Anlagenbetreibers endet. Dafür sollten zumindest wesentliche Be-

griffsbestimmungen aus der Verordnung (EU) 2020/741 im WHG-E aufgenommen 

werden. 

 Mit zunehmendem Druck auf die Wasserressourcen wird die Abwasserwiederver-

wendung auch in anderen Geltungs- und Anwendungsbereichen, wie der indust-

riellen Nutzung oder der Bewässerung von Grünflächen, an Relevanz gewinnen 

wird. Daher plädiert der VKU dafür, diese Bereiche bereits im vorliegenden Ge-

setzentwurf zu berücksichtigen und die Beschränkung auf die landwirtschaftliche 

Nutzung aus allen entsprechenden Vorschriften zu streichen. 

 Der Risikomanagementplan ist die zentrale Bewertungsgrundlage im Genehmi-

gungsverfahren. Daher sieht der VKU es als problematisch an, dass der Umfang 

und die Anforderungen an einen solchen Risikomanagementplan derzeit noch 

nicht näher definiert werden. Die vorgesehene alleinige Übertragung dieser Auf-

gabe auf den Anlagenerrichter oder -betreiber lehnt der VKU ab. Es wäre inte-

ressengerechter und zielführender, die Erstellung des Risikomanagementplanes 

bei der zuständigen Behörde anzusiedeln und den beteiligten Personen entspre-

chend ihren Betroffenheiten Auskunfts- und Mitwirkungspflichten aufzuerlegen. 

Der Risikomanagementplan muss im Rahmen einer Durchführungsverordnung so 

ausgestaltet werden, dass der Aufwand und damit die bürokratischen Mehrkos-

ten für die Betreiber der Wasseraufbereitung minimiert werden. 

 Betreiber von Abwasseranlagen werden vielfach als ein finanzwirtschaftlich ge-

sondertes Unternehmen ohne Gewinnerzielungsabsicht als Eigenbetrieb geführt, 

was eine Zuordnung in den Normbereich Wirtschaft grundsätzlich ausschließt. 

Dies muss entsprechend angepasst werden. Unabhängig davon sieht der VKU den 

Erfüllungsaufwand bei den Betreibern der Abwasserwiederverwendung und bei 

den zuständigen Behörden als deutlich zu niedrig angesetzt. 
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Stellungnahme 

Zu § 54 Absatz 2 Satz 2 i.V.m. § 3 WHG-E: Klare Abgrenzung der Abwasser-
wiederverwendung von der Abwasserbeseitigung 

Regelungsvorschlag: 

Die Ausnahme von Behandlung, Speicherung, Transport und Wiederverwendung des Ab-

wassers nach der EU-Verordnung 2020/741 von der Abwasserbeseitigung durch Ergän-

zung von § 54 Abs. 2 Satz 3 WHG-E ist grundsätzlich zu begrüßen. Denn die gewerbliche 

Abwasserwiederverwendung sollte von der kommunalen Abwasserbeseitigung sowohl 

technisch als auch bilanziell klar getrennt werden. Damit erfolgt eine wichtige Differen-

zierung der Wasseraufbereitung von der kommunalen Abwasserbeseitigung. Wegen der 

unterschiedlichen Kostenzuordnung sollte jedoch noch klarer geregelt werden, welche 

Anforderungen an die Wasseraufbereitung, Speicherung, Verteilung und Wiederverwen-

dung gestellt und wie diese von den Anforderungen an die Abwasserbeseitigung getrennt 

werden. Bestenfalls sollte ein „Übergabepunkt“ definiert werden, an dem die Abwasser-

eigenschaft im Vorgang der Wasseraufbereitung und damit auch die Zuständigkeit des 

Anlagenbetreibers endet. Zudem ist insbesondere auch die Aufnahme von wesentliche 

Begriffen wie „aufbereitetes Wasser“, „Endnutzer“ und „Abwasseraufbereitungseinrich-

tung“ auf Basis der Verordnung (EU) 2020/741 in § 54 WHG erforderlich. 

Begründung: 

Die Trennung der Abwasserwiederverwendung von der kommunalen Abwasserbeseiti-

gung ist essenziell für die Umsetzung der Abwasserwiederverwendung bei den Abwasser-

betrieben. Vor allem die Schnittstelle zwischen der kommunalen Abwasserbehandlung 

und der gewerblichen Wasseraufbereitung zur Abwasserwiederverwendung muss sowohl 

aus technischen als auch aus finanziellen Gründen klar definiert sein. Da die Aufbereitung 

zur Abwasserwiederverwendung im Anschluss an die bestehende Abwasserbehandlungs-

anlage erfolgen wird, muss es für den Betreiber möglich sein, die mit der Abwasserbe-

handlung verbundenen Kosten ohne großen Aufwand von den Kosten für die gewerbliche 

Nutzung klar zu differenzieren und ausschließlich die Kosten der erweiterten Wasserauf-

bereitung auf den entsprechenden Endnutzer des gereinigten Abwassers umzulegen. 

 

Laut Referentenentwurf (S.14, zu Nummer 3) soll eine anteilige Gebührenerhebung auf-

geteilt zwischen Abwasserbeseitigung und Abwasseraufbereitung für Bewässerungszwe-

cke möglich sein. Es wird jedoch keine klar definierte Grenze zwischen der üblichen (kom-

munalen) Abwasserbeseitigung und der Wasseraufbereitung für Bewässerungszwecke 

gezogen. Maßnahmen im Rahmen der üblichen Abwasserbeseitigung entsprechen dem 

Stand der Technik, der Abwasserverordnung (AbwV) und dienen somit dem Gewässer-

schutz. Diese Maßnahmen werden nach Kommunalabwassergesetz (KAG) über die Ge-

bühren an die Bürgerinnen und Bürger weiterverrechnet. Sie werden damit über das Ab-

wasserentgelt vom Einleitenden getragen.  
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Die zusätzlichen Kosten der Wasseraufbereitung für die Wiederverwendung zur landwirt-

schaftlichen Bewässerung sind dagegen von dem Endnutzer, der in Art. 3 Nr. 2 der Ver-

ordnung (EU) 2020/741 als „Person, die aufbereitetes Wasser für die landwirtschaftliche 

Bewässerung nutzt“, definiert wird, zu tragen. Sie können nicht auf die Allgemeinheit der 

Einleitenden umgelegt werden. In dem Gesetzentwurf sollte diese Kostenfolge konkret 

geregelt werden. Dies gilt im Besonderen, da es sich bei der Wiederverwendung nach der 

derzeitigen Ausgestaltung um eine freiwillige Maßnahme handelt und daher die damit 

verbundene Kostenbelastung von vornherein klar definiert sein sollte.  

 

Dabei ist unklar, inwieweit werden Maßnahmen zur Aufbereitung für Bewässerungszwe-

cke, die weitergehen als die gesetzlichen Vorgaben zur Abwasserbeseitigung dem Gewäs-

serschutz zugeordnet und nicht mehr nach Referentenentwurf (S. 14, zu Nummer 3) zu 

der Ausschlussregelung von der Abwasserbeseitigung gezählt werden. Die Abgrenzung er-

scheint nicht praktikabel, insbesondere, da Anlagen mehreren Zwecken dienen werden 

und eine klare Abgrenzung schwer sein wird. Wegen der unterschiedlichen Kostenzuord-

nung sollte darüber hinaus klar geregelt werden, welche Anforderungen an die Wasser-

aufbereitung, Speicherung, Verteilung und Wiederverwendung gestellt und wie diese von 

den Anforderungen an die Abwasserbeseitigung getrennt werden. Bestenfalls sollte ein 

„Übergabepunkt“ definiert werden, an dem die Abwassereigenschaft im Vorgang der 

Wasseraufbereitung und damit auch die Zuständigkeit des Anlagenbetreibers endet. 

 

Auch der Zusammenhang mit den zu erwartenden Pflichten aus der Kommunalabwasser-

richtlinie bleibt unklar. Ein „Nebeneinander“ erscheint aus Sicht des VKU nicht praktika-

bel. Dabei stellt sich die Frage, was die Konsequenzen sind, wenn zukünftig eine vierte 

Reinigungsstufe begründet in den Regelungen der Kommunalabwasserrichtlinie notwen-

dig ist. Werden die Betriebskosten und die restliche Finanzierung der Anlage dann anteilig 

zwischen den Herstellern (begründet in der Herstellerverantwortung aus der kommenden 

Kommunalabwasserrichtlinie), den Gebührenzahlern und den Landwirten (da die Anlage 

auch zur Aufbereitung für die Bewässerung dient) aufgeteilt? Die Problematik, dass meh-

rere Verordnungen, Richtlinien oder Gesetze dieselben Anlagen bedingen, jedoch unter-

schiedliche Abrechnungsmodelle vorschlagen, macht es unpraktikabel und nahezu un-

möglich eine korrekte Gebührenabrechnung zu erstellen. 

 

Die Nachfrage nach Abwasser zur Aufbereitung ist zudem nicht abschätzbar und könnte 

je nach Niederschlag von Jahr zu Jahr stark schwanken. Da die zur Aufbereitung benötig-

ten Anlagen aber vermutlich verschiedenen Zwecken dienen werden, ist eine Kalkulation 

sowohl der Gebühren als auch der Preise erheblichen Unsicherheiten ausgesetzt, die ins-

besondere aus Gebührensicht zu großen Problemen führen können. 

 



 

 6 / 16 

Wenn das aufbereitete Abwasser bereits den Anforderungen an die Bewässerung ent-

sprechen sollte und keine weiteren Ausgaben entstehen sollten, welcher Betrag soll dann 

den Landwirten oder anderen Abnehmern in Rechnung gestellt werden? Als öffentliche 

Unternehmen unterliegt zahlreiche Abwasserbetriebe dem Schenkungsverbot, sie dürfen 

aber auch keinen Gewinn erwirtschaften. Welchen Wert hat das Abwasser, das den kom-

munalen Betrieben laut Anschluss und Benutzungszwang zur Verfügung gestellt werden 

muss nach der Reinigung? 

 

Für den Fall, dass ein Betreiber aufgrund eines Bedarfs eine Anlage zur Wasserwiederver-

wendung errichtet hat, wäre es problematisch, wenn "Endnutzer" aus diversen Gründen 

abspringen und keiner mehr das aufbereitete (Ab-)Wasser benötigt. Unklar ist, wer dann 

die Kosten, die beim Betreiber der Anlage für den Unterhalt anfallen, trägt. 

 

Laut Erwägungsgrund 7 der EU-Verordnung 2020/741 ist zu definieren, inwiefern der Ein-

satz von wiederaufbereitetem Abwasser sinnvoll und kosteneffizient ist. Die Definition 

wird nur teilweise im Referentenentwurf unter § 61a und § 61b WHG-E wieder gespiegelt. 

Bisher mangelt es jedoch an einer Auslegung zur Kosteneffizienz im Referentenentwurf. 

 

In diesem Zusammenhang ist zu berücksichtigen, dass eine solche Abgrenzung zwischen 

kommunaler Abwasserbeseitigung und Wasserwiederverwendung zu Bewässerungszwe-

cken dazu führt, dass die Landwirtschaft als Endnutzer alleine für die Kosten der Wasser-

wiederverwendung von der Aufbereitung bis zur Verteilung und Überwachung aufkom-

men müsste. Dies kann die Wirtschaftlichkeit der Wasserwiederverwendung für die Land-

wirtschaft deutlich reduzieren bis sogar gänzlich in Frage stellen. Es sollten daher die so-

zialen, ökologischen und wirtschaftlichen Auswirkungen einer Wasserwiederverwendung 

ein stärkeres Gewicht bekommen und der übergeordnete Nutzen für das Gemeinwesen 

(u. a. Klimaresilienz) bedacht werden. 

 

§ 54 Absatz 2 Satz 3 (neu) WHG-E sollte wie folgt angepasst werden: 

 

(2) Abwasserbeseitigung umfasst das Sammeln, Fortleiten, Behandeln, Einleiten, Versi-

ckern, Verregnen und Verrieseln von Abwasser sowie das Entwässern von Klärschlamm in 

Zusammenhang mit der Abwasserbeseitigung. […] 

Nicht zur Abwasserbeseitigung gehört die Behandlung zusätzliche Aufbereitung von kom-

munalem Abwasser, soweit sie nach der Behandlung gemäß Anhang 1 der Abwasserver-

ordnung ausschließlich zur Erfüllung der Anforderungen an die Qualität von aufbereitetem 

Abwasser nach der Verordnung (EU) 2020/741 des Europäischen Parlaments und des Ra-

tes vom 25.5.2020 über Mindestanforderungen an die Wasserwiederverwendung (ABl. L 

177 vom 5.6.2020, S. 32) und der Rechtsverordnung nach § 61e erforderlich ist, die Spei-

cherung und der Transport des aufbereiteten Abwassers vor und nach dieser Behandlung 
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Aufbereitung sowie die anschließende Wiederverwendung des aufbereiteten Abwassers 

zu Bewässerungszwecken. 

 

§ 54 WHG-E sollten wie folgt ergänzt werden: 

 

… 

7. Endnutzer 

eine natürliche oder juristische Person, ungeachtet dessen, ob es sich dabei um eine öf-

fentliche oder eine private Stelle handelt, die aufbereitetes Abwasser für die landwirt-

schaftliche Bewässerung nutzt;  

 

8. aufbereitetes Abwasser 

kommunales Abwasser, das gemäß den Anforderungen von Anhang 1 der Abwasserver-

ordnung behandelt wurde und in einer Aufbereitungseinrichtung gemäß Abschnitt 2a 

weiterbehandelt wurde; 

 

9. Aufbereitungseinrichtung 

eine kommunale Abwasserbehandlungsanlage oder andere Einrichtung zur Aufberei-

tung von kommunalem Abwasser, die die Anforderungen von Anhang 1 der Abwasser-

verordnung erfüllt, um Abwasser zu erzeugen, das für einen in Abschnitt 2a aufgeführ-

ten Verwendungszweck geeignet ist; 

 

10. Abwasserwiederverwendungssystem 

die Infrastruktur oder die sonstigen technischen Elemente, die für die Erzeugung von, 

Versorgung mit und Verwendung von aufbereitetem Abwasser erforderlich sind. Es um-

fasst alle Elemente ab einem Übergabepunkt am Ablauf der kommunalen Kläranlage 

bis zu der Stelle an der  Zulaufstelle der kommunalen Abwasserbehandlungsanlage bis 

zu der Stelle, an der aufbereitetes Abwasser für die landwirtschaftliche Bewässerung 

verwendet wird, einschließlich gegebenenfalls Verteilungs- und Speicherinfrastruktur. 

 

 

Zu den §§ 61a ff WHG-E: Freiwilligkeit der Wasserwiederverwendung für 
Kläranlagenbetreiber klarstellen 

Regelungsvorschlag: 

Der VKU fordert eine Klarstellung der Verpflichtung und Entscheidungsspielräume für 

Kläranlagenbetreiber. Dabei sollte insbesondere klar geregelt sein, dass der Betreiber der 

Kläranlage nicht verpflichtet ist, das Abwasser aufzubereiten, wenn eine entsprechende 

Nachfrage vorhanden ist, und die Entscheidung über Aufbereitung und Abgabe bei dem 

Betreiber liegt 
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Begründung: 

Es ist nicht klar, inwiefern kommunale Betreiber von Kläranlagen nach dem Referenten-

entwurf verpflichtet sind, Abwasser, soweit es den Mindestanforderungen der EU-Ver-

ordnung 2020/741 Anhang I für Bewässerungszwecke entspricht, abzugeben bzw. es da-

hingehend aufzubereiten. Dabei sollte insbesondere klar geregelt sein, dass der Betreiber 

der Kläranlage nicht verpflichtet ist, das Abwasser aufzubereiten, wenn eine entspre-

chende Nachfrage vorhanden ist und die Entscheidung über Aufbereitung und Abgabe bei 

dem Betreiber liegt. In Bezug auf die Ablehnung der Aufbereitung sollten betriebliche As-

pekte, Nachhaltigkeit, Klimaschutz und Wirtschaftlichkeit berücksichtigt werden. Insge-

samt wäre eine Klarstellung der Verpflichtung und Entscheidungsspielräume für Kläranla-

genbetreiber notwendig. 

Zu den §§ 61a ff WHG-E: Geltungs- und Anwendungsbereich auf industri-
elle und urbane Nutzung erweitern 

Regelungsvorschlag: 

Der Referentenentwurf ist zum Teil in Bezug auf den Geltungs- und Anwendungsbereich 

der Abwasserwiederverwendung unklar formuliert. § 54 Absatz 2 Satz 2 WHG-E nimmt 

die Aufbereitung zum Zwecke der „Bewässerung“ (insgesamt) von der Abwasserbeseiti-

gung aus. §§ 61 ff WHG-E verweisen jedoch nur noch auf die „landwirtschaftliche Bewäs-

serung“ für den Geltungsbereich und die Genehmigung. Eine Ausweitung des Anwen-

dungsbereiches auf die industrielle Nutzung sowie auch die Bewässerung im urbanen Be-

reich wäre aus Sicht des VKU jedoch wünschenswert. Die Nennung „Landwirtschaft“ in 

Bezug auf die Bewässerung als weitere Konkretisierung des Anwendungsbereichs sollte 

daher aus dem Abschnitt 2a (§§ 61a ff WHG-E) insgesamt gestrichen werden.  

Begründung: 

Die EU-Verordnung 2020/741 räumt bereits grundsätzlich die Möglichkeit ein, den Gel-

tungs- und Anwendungsbereich auf andere Bereiche wie die Wiederverwendung von 

Wasser für industrielle Zwecke sowie für Zwecke im Zusammenhang mit Freizeit und Um-

welt auszuweiten. Sie sieht sogar vor, dass die Mitgliedstaaten eine Prüfung weiterer An-

wendungsbereiche vornehmen. Gerade eine Bewässerung von Grünflächen durch aufbe-

reitetes Abwasser wäre mit den stofflichen Mindestanforderungen der EU-Verordnung 

(EU) 2020/741 sowie der vorgeschriebenen Berücksichtigung von Trinkwassereinzugsge-

bieten nach § 61c Absatz 2 leicht vereinbar und würde kein erhöhtes Risiko für die erklär-

ten Schutzziele bedeuten. Ein grundsätzliches Interesse an aufbereitetem Abwasser für 

industrielle Zwecke, aber auch für die Bewässerung von urbanen Grünflächen besteht be-

reits. Eine Berücksichtigung dieser Anwendungsbereiche würde hier Rechts- und Pla-

nungssicherheit schaffen. Somit würden frühzeitig die Weichen gestellt werden, um bei 

entsprechendem Bedarf dem wachsenden Druck auf die Wasserressourcen entgegenwir-

ken zu können.  
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§ 61a Absatz 1 WHG-E sollte wie folgt angepasst werden: 

 

(1) … 

In den Gebieten nach Satz 1 ist die Wiederverwendung von Abwasser einschließlich aufbe-

reitetem Abwasser zur landwirtschaftlichen Bewässerung nicht zulässig. 

 

 

Zu §§ 61a und c WHG-E: Ausnahme für Schutzgebiete vom Anwendungs-
bereich 

Regelungsvorschlag: 

Die Ausnahme der Schutzzonen I und II der Wasserschutzgebiete vom Anwendungsbe-

reich sowie die Möglichkeit der Länder, die Ausnahme auf weitere Flussgebietseinheiten 

zu erweitern, ist grundsätzlich zu begrüßen. Zum vorsorgenden Schutz der Trinkwasser-

ressourcen ist es jedoch erforderlich, auch die Schutzzone III sowie die Einzugs- und Vor-

ranggebiete der Trinkwasserversorgung vom Anwendungsbereich auszuschließen. Die be-

sondere Berücksichtigung der Trinkwassereinzugsgebiete nach § 2 Nummer 1 der Trink-

wassereinzugsgebieteverordnung in Bezug auf die Erteilung der Einleitungserlaubnis für 

das gereinigte Abwasser unterstützt der VKU daher ausdrücklich.  

Begründung: 

Der Schutz der Trinkwasserressourcen (aktuell genutzte und vorgehaltene) muss oberstes 

Ziel bei der Umsetzung der EU-Verordnung zur Abwasserwiederverwendung sein. Die 

Ausnahme der Schutzzonen I und II sind aber nicht ausreichend, um das aufbereitete Ab-

wasser von den Trinkwasserressourcen zu trennen. Gerade in Fällen, in denen landwirt-

schaftliche Flächen, auf denen aufbereitetes Abwasser aufgebracht wird, nah an der 

Trinkwassergewinnung liegen, können zu stofflichen Belastungen führen. Durch eine Er-

weiterung der Ausnahmen um die Schutzzone III kann der Schutz der Ressourcen und die 

Qualität des Trinkwassers besser genüge getan. Auch für Trinkwassergewinnungen ohne 

Schutzgebiet ist analog der Vorschrift in § 13a Abs. 1 WHG-E eine entsprechende Vorgabe 

zu treffen. Darüber hinaus sollten Vorranggebiete für die zukünftige Trinkwassergewin-

nung vom Anwendungsbereich ausgeschlossen oder zumindest einer Prüfung möglicher 

Auswirkungen auf das Grundwasser und eine Trinkwassergewinnung unterzogen werden. 

Letztere nehmen in der Nationalen Wasserstrategie des Bundes eine wichtige Rolle ein 

und sollten auch in diesem Zusammenhang einen besonderen Schutzstatus erfahren. Die 

vorgesehene besondere Berücksichtigung der Trinkwassereinzugsgebiete in Bezug auf die 

Erteilung der Einleitungserlaubnis ist aus Sicht des Trinkwasserschutzes hier nicht ausrei-

chend.  

 

§ 61a Absatz 1 WHG-E sollte wie folgt angepasst werden: 
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(1) Die Bestimmungen der Verordnung (EU) 2020/741 und dieses Abschnitts gelten nicht 

in den folgenden Gebieten:  

1. Schutzzonen I und, II und III von festgesetzten Wasserschutzgebieten und Heilquellen-

schutzgebieten sowie einem Einzugsgebiet einer Wasserentnahmestelle für die öffentli-

che Wasserversorgung,  

2. Flussgebietseinheiten oder Teilen davon, die von den Ländern gemäß Absatz 2 festge-

setzt worden sind.  

In den Gebieten nach Satz 1 ist die Wiederverwendung von Abwasser einschließlich aufbe-

reitetem Abwasser zur landwirtschaftlichen Bewässerung nicht zulässig. 

 

Zu § 61b Absatz 1 und 5 WHG-E: Zuständige Genehmigungsbehörden 

Regelungsvorschlag: 

Aus Sicht des VKU ist die im Gesetzentwurf vorgesehene Zuständigkeit der Genehmi-

gungsbehörde und die Vorgabe zur Herstellung des Einvernehmens der zahlreichen ver-

schiedenen Behörden als nicht praxistauglich. Dadurch würde die Erteilung einer Geneh-

migung sehr bürokratisch und einen langen Zeitraum in Anspruch nehmen. Wir schlagen 

stattdessen die Einführung des Einvernehmens mit den anderen Behörden über ein Kon-

sultationsverfahren vor. 

Begründung: 

Im § 61b Abs. 1 WHG-E wird die Zuständigkeit der Genehmigung der Landesbehörde zu-

geordnet. Nach hiesiger Auffassung und Praxis ist beispielweise in Niedersachsen die Un-

tere Wasserbehörde für die Genehmigung zuständig. Eine Neuordnung ohne Betrachtung 

der weiteren Handlungsfelder und des damit verknüpften Abstimmungsbedarfes er-

scheint mir übereilt. Dazu zählen auch die Vorgaben in § 61b Abs. 5 WHG-E, nachdem ein 

Einvernehmen von insgesamt mindestens sieben verschiedenen Behörden herbeizufüh-

ren ist. Aus Sicht des VKU erscheint dies nicht praxistauglich, um die Genehmigung für 

eine Wasserwiederverwendung zeitnah erzielen zu können. Der VKU plädiert vielmehr 

dafür, stattdessen ein Konsultationsverfahren einzuführen. Das bedeutet eine Beteiligung 

der entsprechenden Stellen und ein Abwägen der eingehenden Bedenken und Einwände 

für das Treffen einer Entscheidung. Damit würde ein Benehmen, aber kein Einvernehmen 

hergestellt werden. 

 

§ 61b Absatz 1 und 5 WHG-E sollte wie folgt angepasst werden: 

 

(1) Die Aufbereitung, Speicherung und Verteilung von Abwasser zur landwirtschaftlichen 

Bewässerung sowie wesentliche Änderungen dieser Tätigkeiten bedürfen der Genehmi-

gung der zuständigen LandesbBehörde.  
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[…] 

 

(5) Zur Erteilung der Genehmigung ist das Einvernehmen Benehmen mit den folgenden 

Behörden herzustellen, soweit diese Behörden nicht selbst für die Erteilung der Genehmi-

gung zuständig sind: 

1. der zuständigen Wasserbehörde, 

2. der für den Gesundheitsschutz zuständigen Behörde, 

3. der für den Verbraucherschutz zuständigen Behörde, 

4. der für den Natur- und Bodenschutz zuständigen Behörde, 

5. den für die Lebens- und Futtermittelüberwachung sowie -hygiene zuständigen Behör-

den, 

6. der für den Schutz der Pflanzengesundheit zuständigen Behörde und 

7. der für die Landwirtschaft zuständigen Behörde. 

 

 

Zu § 61b Absatz 3 WHG-E: Vorrang der Mindestwasserführung 

Regelungsvorschlag: 

Der VKU begrüßt es, dass der Einleitung von gereinigtem Abwasser in oberirdische Ge-

wässer zum Erhalt der Mindestwasserführung nach § 33 WHG-E der Vorrang vor der Ab-

wasserwiederverwendung zum Zwecke der Bewässerung eingeräumt wird. Als kritisch zu 

bewerten ist jedoch, dass der § 61b Absatz 3 Nr. 2 WHG-E zur Mindestwasserführung als 

eine strikte Regelung ohne Ermessenspielraum der Behörde formuliert ist. Der VKU 

schlägt stattdessen vor, die Formulierung in eine „Kann-Regelung“ anzupassen. 

Begründung: 

Durch die klare Priorisierung der Mindestwasserführung vor der Bewässerung im Geneh-

migungsverfahren wird einer etwaigen Nutzungskonkurrenz vorgebeugt. Denn insbeson-

dere bei zunehmenden und längeren Dürrephasen im Zuge des Klimawandels können Ein-

leitungen von gereinigtem Abwasser in Oberflächenwasser für eine wesentliche Stabili-

sierung des Wasserhaushalts sorgen. Doch gerade bei kleineren Kläranlagen im ländlichen 

Raum mit kleinen, aber nach Wasserrahmenrichtlinie berichtspflichtigen Vorflutern kann 

die Wiederverwendung des gereinigten Abwassers auch eine gute Option sein, die Quali-

tät der Gewässer durch Nicht-Einleitung zu verbessern. Durch die Formulierung in § 61b 

Absatz 3 Nr. 2 besteht jedoch kein diesbezüglicher Ermessenspielraum der zuständigen 

Behörde. Der VKU schlägt daher vor, eine “Kann -Regelung" aufzunehmen, um das Ermes-

sen zwischen Ableitungsqualität und Quantität in die Hände der zuständigen Behörde zu 

legen. Dadurch würde die klare Priorisierung der Mindestwasserführung bei gleichzeitiger 

lokaler Flexibilisierung geschaffen und die Akzeptanz für die Abwasserwiederverwendung 

gesteigert werden. 
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Im Sinne des Gewässerschutzes müssen die Auswirkungen, die durch eine Verminderung 

der eingeleiteten Abwassermenge in den Vorfluter (Mindestabflussmenge in den Som-

mermonaten) hervorgerufen werden, bewertet werden. Diese Bewertung kann in direk-

tem Zusammenhang mit dem Erwägungsgrund 7 der EU-Verordnung 2020/741 „… Der 

Zweck dieser Verordnung über die Wasserwiederverwendung ist es, den Einsatz der Was-

serwiederverwendung zu erleichtern, wo das sinnvoll und kosteneffizient ist …“ gesetzt 

werden. Dabei ist jedoch die Frage, wie eine Abwägung, ob die Abwasserentnahme zur 

Wasserwiederverwendung auch sinnvoll für den Gewässerschutz ist, erfolgen kann. 

 

Gleichzeitig steht die Nutzung zu Bewässerungszwecken in Konkurrenz zur Wasserkraft-

nutzung. Wasser, das zur Bewässerung zur Verfügung gestellt wird, fehlt in der Folge zur 

Energieerzeugung. Dieser Konflikt wird im Gegensatz zur Thematik Mindestwasserfüh-

rung im Referentenentwurf nicht behandelt. 

 

§ 61b Absatz 3 WHG-E sollte wie folgt angepasst werden: 

 

(3) Eine Genehmigung nach Absatz 1 ist zu versagen, wenn 

1. das aufbereitete, gespeicherte oder zu verteilende Abwasser nicht den in Anhang I Ab-

schnitt 2 der Verordnung (EU) 2020/741 festgelegten Mindestanforderungen oder den in 

der aufgrund von § 61e erlassenen Rechtsverordnung festgelegten zusätzlichen Anforde-

rungen entspricht oder 

 

Eine Genehmigung nach Absatz 1 ist zu kann versagten werden, wenn 

2. durch die Wiederverwendung des aufbereiteten Abwassers zur landwirtschaftlichen Be-

wässerung an Stelle seiner Einleitung in ein oberirdisches Gewässer die Mindestwasser-

führung nach § 33 in dem betroffenen oberirdischen Gewässer und in anderen hiermit ver-

bundenen Gewässern nicht erhalten bleibt. 

 

 

Zu § 61b Absatz 2, 6 und 7 WHG-E: Risikomanagementplan als Bewer-
tungsgrundlage der Genehmigung– Keine Übertragung behördlicher Auf-
gaben auf die kommunalen Abwasserentsorger 

Regelungsvorschlag: 

Der Risikomanagementplan ist die zentrale Bewertungsgrundlage im Genehmigungsver-

fahren. Daher sieht der VKU es als problematisch an, dass der Umfang und die Anforde-

rungen an einen solchen Risikomanagementplan derzeit noch nicht näher definiert wer-

den. Die vorgesehene alleinige Übertragung dieser Aufgabe auf den Anlagenerrichter o-
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der -betreiber lehnt der VKU ab. Es wäre interessengerechter und zielführender, die Er-

stellung des Risikomanagementplanes bei der zuständigen Behörde anzusiedeln und den 

beteiligten Personen entsprechend ihren Betroffenheiten Auskunfts- und Mitwirkungs-

pflichten aufzuerlegen. Um weiteren Aufwand für die Anlagenbetreiber zu vermeiden, 

sollte in Bezug auf die Überwachung an die in § 61 WHG-E geregelte Selbstüberwachung 

sowie die dazu ergangenen landesrechtlichen Regelungen angeknüpft werden. Im Rah-

men der geplanten Durchführungsverordnung gemäß § 61e i.V.m. § 23 sollte daher zeit-

nah Inhalt und Umfang des Risikomanagementplans und der Überwachung konkret aus-

gestaltet werden. 

Begründung: 

Der Gesetzentwurf sieht in § 61b das Erfordernis einer Aufbereitungsgenehmigung vor, 

die von dem Anlagenerrichter oder -betreiber beantragt werden kann. Das Genehmi-

gungsverfahren soll weitestgehend den allgemeinen verwaltungsrechtlichen Vorgaben 

entsprechen. In § 61b Abs. 2 WHG-E-E ist allerdings vorgesehen, dass dem Antrag auf Ge-

nehmigung ein Risikomanagementplan nach Art. 5 der Verordnung (EU) 2020/741 beizu-

fügen ist. Der Gesetzentwurf legt dem Antragsteller damit die Verpflichtung zur Erstellung 

eines Risikomanagementplans auf und geht damit über die Verordnung (EU) 2020/741 

hinaus. Denn nach Art. 5 Abs. 2 der Verordnung hat der Anlagenbetreiber den Risikoma-

nagementplan lediglich vorzubereiten. 

 

Der wesentliche Inhalt des Risikomanagementplans wird im Anhang II der Verordnung 

(EU) 2020/741 geregelt. Er umfasst insbesondere eine Beschreibung der gesamten Was-

serwiederverwendungsschritte sowie eine Ermittlung aller daran beteiligten Personen 

einschließlich einer Aufgaben- und Zuständigkeitsbeschreibung. Hinzukommt eine um-

fangreiche Gefahren- und Risikobewertung. Bei der Risikobewertung sind umfassende 

EU-Richtlinien-Vorgaben zu berücksichtigen. 

 

Die Erfüllung dieser Vorgaben wäre für den Anlagenbetreiber mit erheblichem Zeit- und 

Kostenaufwand verbunden. Da dem Anlagenbetreiber die geforderten Informationen 

nicht in Gänze vorliegen, wäre er mithin zu umfassender Ermittlungstätigkeit verpflichtet. 

Zudem müsste der Anlagenbetreiber dem Endnutzer Verpflichtungen, wie etwa spezifi-

sche Bewässerungstechniken und eine Beschilderung der Bewässerungsfläche, auferle-

gen. Dies würde nicht nur die Verantwortlichkeit, sondern auch die Befugnisse des Anla-

genbetreibers überschreiten und die Aufgaben der Genehmigungs- und Überwachungs-

behörde auf den Anlagenbetreiber übertragen. Es wäre interessengerechter und zielfüh-

render, die Erstellung des Risikomanagementplanes bei der zuständigen Behörde anzu-

siedeln und den beteiligten Personen entsprechend ihren Betroffenheiten Auskunfts- und 

Mitwirkungspflichten aufzuerlegen. 

 



 

 14 / 16 

Der für den Anlagenbetreiber mit der Vorlage eines Risikomanagementplans verbundene 

Aufwand könnte zudem den Anreiz für die freiwillige Aufbereitung und Wiederverwen-

dung mindern und damit den Gesetzeszweck konterkarieren. Dass der Entwurf den für 

den Anlagenbetreiber mit der Erstellung des Risikomanagementplans verbundenen Auf-

wand nicht zutreffend bewertet, zeigt sich im Übrigen auch dadurch, dass der Erfüllungs-

aufwand für die Wirtschaft vom Gesetzgeber lediglich als „geringfügig“ eingestuft wird. 

 

Der Gesetzentwurf lässt den zuständigen Landesbehörden zudem großen Spielraum im 

Hinblick auf die Anforderungen und den Umfang des Risikomanagementplans. Insbeson-

dere Anforderungen an die Überwachung und Berichtspflicht, welche über die EU-Ver-

ordnung 2020/741 hinausgehen, liegen ausschließlich im Ermessensspielraum der Behör-

den. Darüber hinaus können die zuständigen Behörden im Rahmen des Genehmigungs-

verfahrens weitere Inhalts- und Nebenbestimmungen festlegen. Dies birgt die Gefahr, 

dass in verschiedenen Bundesländern unterschiedliche Anforderungen an die Risikoma-

nagementpläne und Auflagen für die Betreiber festgelegt werden.  

 

Der Gesetzentwurf enthält des Weiteren keine genauen Regelungen zur Überwachung. 

Auch der Anhang II der Verordnung spricht nur allgemein von „angemessenen Qualitäts-

kontrollen“ und „Umweltüberwachungssystemen“. Um weiteren Aufwand für die Anla-

genbetreiber zu vermeiden, sollte hier an die in § 61 WHG-E geregelte Selbstüberwachung 

sowie die dazu ergangenen landesrechtlichen Regelungen angeknüpft werden. 

Zu § 61e WHG-E: Mindestanforderungen an die Wiederverwendung -  
Böden und Grundwasserkörper als Schutzziele berücksichtigen 

Regelungsvorschlag: 

Der VKU begrüßt es, dass durch die Rechtsverordnung gemäß § 61e i.V.m. § 23 WHG-E 

Mindestanforderungen, insbesondere zum Schutz von Boden und Grundwasser, festge-

legt werden sollen. Aus Sicht des VKU wäre es jedoch wünschenswert, auch in dem vor-

liegenden Gesetzentwurf bereits Mindestanforderungen wie die Bodenschutzverordnung 

(BBodSchV) festzulegen. 

Begründung: 

Böden und Grundwasserressourcen sollten als Schutzziele bereits im Gesetzentwurf be-

rücksichtigt werden. Dies ist wesentlich, um die Akzeptanz für die Abwasserwiederver-

wendung zu steigern und eine sichere Umsetzung zu ermöglichen. Gerade mit Blick auf 

mögliche weitere Anwendungsbereiche ist es nötig, ein solides regulatorisches Grundge-

rüst zu schaffen, um Rechts- und Planungssicherheit für Betreiber der Abwasserwieder-

verwendung und zuständige Behörden zu schaffen. 

Der Gesetzentwurf eröffnet in § 61e WHG-E-E die Möglichkeit, in einer Rechtsverordnung 

die Mindestanforderungen des Anhangs I der Verordnung (EU) 2020/741 durch zusätzli-
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che Anforderungen an das wiederverwendete Wasser zu ergänzen. Dies ist nicht ausrei-

chend. Denn die Mindestanforderungen des Anhangs I der Verordnung (EU) 2020/741 

beinhalten keine ausreichende Berücksichtigung von Schadstoffen sowie von persisten-

ten Substanzen. Es ist deshalb eine nationale gesetzliche Fixierung der Mindestqualitäts-

anforderungen an das wiederverwendete Wasser erforderlich. Vorstehendes zeigt zu-

dem, dass der räumliche Geltungsbereich zwingend entsprechend den Darlegungen in Zif-

fer 1.) zu begrenzen ist. 

Zum Erfüllungsaufwand 

VKU Position: 

Betreiber von Abwasseranlagen werden vielfach als ein finanzwirtschaftlich gesondertes 

Unternehmen ohne Gewinnerzielungsabsicht als Eigenbetrieb geführt, was eine Zuord-

nung in den Normbereich Wirtschaft grundsätzlich ausschließt. Dies muss entsprechend 

angepasst werden. Unabhängig davon sieht der VKU den Erfüllungsaufwand bei den Be-

treibern der Abwasserwiederverwendung und bei den zuständigen Behörden als deutlich 

zu niedrig angesetzt. 

Begründung: 

Laut Referentenentwurf (S.11 Vorgabe 4.2.1) soll der Kläranlagenbetreiber, sofern er Ab-

wasser zur landwirtschaftlichen Bewässerung aufbereitet, der Wirtschaft zugeordnet 

werden. An dieser Stelle mangelt es mit Blick auf die Finanzierung an der Sachgerechtig-

keit. Regelmäßig werden die Betreiber von Abwasseranlagen als ein finanzwirtschaftlich 

gesondertes Unternehmen ohne Gewinnerzielungsabsicht als Eigenbetrieb geführt. Dies 

schließt eine Zuordnung in den Normbereich Wirtschaft grundsätzlich aus. Die Abwasser-

beseitigung ist eine hoheitliche Aufgabe, die von Gemeinden gemäß §56 WHG durchge-

führt wird. Eine Zuordnung zur Wirtschaft, auch nur in Teilbereichen, ist auch deshalb 

nicht wünschenswert, weil dies steuerrechtliche Nachteile zur Folge hätte. 

 

Der Gesetzentwurf erweckt den Anschein, dass bei der Berechnung des Erfüllungsaufwan-

des für Behörden lediglich die unter § 61d festgelegten Informationspflichten berücksich-

tigt wurden. Die §§ 61b und e sehen jedoch eine ganze Reihe weiterer Aufgaben bei den 

Behörden auf Landesebene vor. So soll die federführende Behörde für die Erteilung der 

Genehmigung das Einvernehmen mit bis zu sieben weiteren Behörden herstellen (§ 61b 

Absatz 5). Zudem soll sie, falls erforderlich, weitere Nebenbestimmungen an den Risiko-

managementplan stellen (§ 61b Absatz 6) und ergänzende Mindestanforderungen zum 

Schutz von Gesundheit von Menschen, Tieren und Pflanzen sowie der Umwelt, insbeson-

dere von Boden und Grundwasser, festlegen (§ 61e). Um diesen Aufgaben gerecht zu wer-

den, muss die zuständige Behörde entsprechende personelle Kapazitäten haben. Ansons-

ten besteht die Gefahr, dass Genehmigungsanträge nicht zeitnah bearbeitet werden kön-

nen. 
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Abteilung Wasserwirtschaft  Abteilung Wasserwirtschaft 

Telefon: +49 30 58580-177  Telefon: +49 30 58580-153 
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